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Die Konvention von Faro

Am 27. Oktober 2005 verabschiedete der Europa­
rat die „Rahmenkonvention über den Wert des Kultur-
erbes für die Gesellschaft“. Die sogenannte Konven­
tion von Faro hält fest, dass jedermann das Recht 
hat, sich mit dem kulturellen Erbe seiner Wahl zu 
beschäftigen (Council of Europe, 2005, 1). Sie ver­
weist in diesem Zusammenhang unter anderem 
auf die Allgemeine Erklärung der Menschenrech­
te (AEMR) der Vereinten Nationen (UN, 1948), 
die in Artikel 27 besagt, dass jeder das Recht hat, 
„am kulturellen Leben der Gemeinschaft frei teilzu-
nehmen, sich an den Künsten zu erfreuen und am 
wissenschaftlichen Fortschritt und dessen Errungen-
schaften teilzuhaben“ (UN, 1948, 6). Artikel 1a der 
Faro-Konvention hält fest, dass Rechte, die das 
Kulturerbe betreffen, untrennbar mit dem Recht, 
am kulturellen Leben der Gemeinschaft teilzuha­
ben – wie in der AEMR (UN, 1948) beschrieben 
– verbunden sind. Artikel 4a bestimmt das Jeder­
mannsrecht, vom kulturellen Erbe zu profitieren 
und zu seiner Bereicherung beizutragen. Die Aus­
übung dieses Rechtes darf nur soweit beschränkt 

werden, als es zum Schutz öffentlicher Interessen 
und der Rechte Dritter notwendig ist (Artikel 4c). 
Signatarstaaten der Faro-Konvention verpflichten 
sich darüber hinaus, rechtliche Grundlagen zu 
schaffen, die es ermöglichen, die in Artikel 4 be­
schriebenen Rechte ausüben zu können (Artikel 
5c) und jedermann dazu zu ermutigen, zur Iden­
tifikation, Erforschung, Interpretation und dem 
Schutz des kulturellen Erbes beizutragen (Artikel 
12a).

Laut der Faro-Konvention hat also ein jeder, 
egal ob professioneller Archäologe oder nicht, 
das Recht, sich in der Archäologie, die Teil des 
Kulturerbes ist, zu betätigen und zu ihrer Erfor­
schung und Interpretation beizutragen. 

Vergleichbare Rechte erwachsen auch aus der 
Wissenschaftsfreiheit, die nicht nur ebenfalls Ar­
tikel 27 AEMR entspringt, sondern auch in ver­
schiedensten Verfassungen festgehalten ist. So 
heißt es beispielsweise in Artikel 13 der Charta 
der Grundrechte der Europäischen Union (2012): 
„Kunst und Forschung sind frei. Die akademische 
Freiheit wird geachtet” (EU-Charta der Grundrech-
te, 2012). Auch in der deutschen (Grundgesetz 
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1949, Artikel 5 Abs. 3) und in der österreichischen 
Verfassung (staatsGrundGEsEtz 1867, Artikel 17) 
ist die Wissenschaftsfreiheit festgehalten. Wie alle 
Grundrechte ist auch die Wissenschaftsfreiheit 
nicht nur auf bestimmte Personengruppen wie 
beispielsweise Wissenschaftler an Forschungs­
einrichtungen oder Universitäten beschränkt, 
sondern umfasst alle Bürger, also auch „Privat-
gelehrte“ (piEroth, sChlink, kinGrEEn & posChEr, 
2015, 177). In Deutschland und Österreich gehört 
die Wissenschaftsfreiheit ferner zu den vorbehalt­
losen Grundrechten, die nur durch kollidierendes 
Verfassungsrecht eingeschränkt werden können 
(piEroth Et al., 2015, 178; bErka, 1999, 344). 

Dabei ist zu beachten, dass die von der Fa­
ro­Konvention geforderte Bürgerbeteiligung, z.B. 
am Kulturerbe­Erforschungsprozess, zwar auch, 
aber nicht nur, das Mitmachen umfasst. Vielmehr 
ist damit echte Bürgerbeteiligung im Sinne Arn­
steins (1969; Abb. 1) gemeint, also auch selbstbe­
stimmte Tätigkeit. Das gleiche Recht ist auch in 
der verfassungsgesetzlich garantierten Wissen­
schaftsfreiheit enthalten: Jeder darf selbstbestimmt 
forschen. Diese Rechte gehen also weit darüber 
hinaus, Hilfsdienste für andere ForscherInnen 
zu erbringen, z.B. bei einer von professionellen 
ArchäologInnen geplanten und durchgeführten 
Feldforschungsmaßnahme. Vielmehr garantieren 
diese Rechte allen BürgerInnen, selbst darüber 

Entscheidungen treffen zu dürfen, wie sie sich in 
die Erforschung und Vermittlung des kulturellen 
Erbes einbringen und wie sie zu seinem Schutz 
beitragen wollen. Dies kann – um beim Beispiel 
der Feldforschungsmaßnahme zu bleiben – nicht 
zuletzt bedeuten, dass sie selbst eine geophysika­
lische Prospektion planen und durchführen: mit 
Hilfspersonal, das sie sich nach Kriterien aussu­
chen, die sie für richtig halten (siehe dazu ausführ­
licher karl, 2017).

Österreich und die Faro-Konvention

Wie schon andernorts ausgeführt (karl, 2016a), ist 
das österreichische Denkmalschutzgesetz (DMSG; 
Republik Österreich, 2016) – vor allem in seiner 
derzeitigen Auslegung durch das österreichische 
Bundesdenkmalamt (BDA) – denkbar ungeeig­
net, um eine archäologische Bürgerbeteiligung im 
Sinne der Faro­Konvention zu ermöglichen. Am 
drastischsten zeigt sich das vielleicht an den Be­
stimmungen des § 11 Abs. 1 DMSG, in dem die 
Bewilligungspfl icht für archäologische Feldfor-
schungen geregelt ist. Diese Bestimmung schränkt 
die Möglichkeit, eine Bewilligung für archäologi­
sche Feldforschungen zu erhalten, ausschließlich 
auf graduierte ArchäologInnen ein (§ 11 Abs. 1 2. 
Satz DMSG). 

Auch wenn die Frage, ob diese Bestimmung 
überhaupt auf archäologische Untersuchungen 
nicht denkmalgeschützter Bodenfl ächen ange-
wendet werden darf, keineswegs eindeutig ge­
klärt ist (siehe dazu karl, 2016b), legt das BDA 
sie derart aus, dass sie für jede archäologische 
Feldforschung in Österreich gilt; und zwar völlig 
unabhängig davon, ob sich an der untersuchten 
Stelle ein geschütztes Bodendenkmal befi ndet 
oder auch nur das Vorkommen eines noch un­
entdeckten und deshalb nicht geschützten Bo­
dendenkmales vermutet wird (BDA, 2016, 6). 
Mehr noch als das: Es legt in seinen einschlägigen 
Richtlinien unter Berufung auf den Gesetzestext 
fest, dass nicht nur Grabungen zum Zwecke der 
Entdeckung und Untersuchung von Bodendenk­
malen, sondern jede Nachforschung an Ort und 
Stelle dieser Bewilligungspfl icht unterliegt. Zu 
den bewilligungspfl ichtigen Maßnahmen gehört 
dabei laut diesen Richtlinien auch jede Art von 
Geländebegehung, bei der eine topografi sche 
oder morphologische Beurteilung von oberfl äch-
lich mit dem freien Auge erkennbaren Gelände­
merkmalen (wie Bewuchsmerkmale, Bodenver­
färbungen, Böschungsstrukturen, etc.) erfolgt 
(BDA, 2016, 11­12). Nach Rechtsansicht des BDA 
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Abb. 1  Eine Leiter der Bürgerbeteiligung (nach ARNSTEIN 1969, 
217; Übersetzung R. Karl).
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wird BürgerInnen durch die Bestimmungen des 
§ 11 Abs. 1 DMSG verboten, mit archäologischer 
Entdeckungsabsicht die Landschaft zu betrach­
ten. Vom Recht auf Teilhabe am archäologischen 
Erbe gemäß Artikel 1a oder demjenigen, zu seiner 
Bereicherung nach  Artikel 4a der Faro-Konven­
tion beizutragen, ist man also weit entfernt. Da­
von, dass Österreich die Verpflichtung des Arti­
kel 5c der Faro-Konvention erfüllen würde, dass 
Vertragsparteien sich dazu verpflichten sicherzu­
stellen, „dass die gesetzlichen Bestimmungen für die 
Ausübung des Rechtes auf Kulturerbe im Sinne von 
Artikel 4 vorliegen“ (Republik Österreich, 2015, 3), 
kann nicht im Entferntesten die Rede sein.

Ebenso wenig kann in Anbetracht dieser ge­
setzlichen Bestimmungen und ihrer Auslegung 
durch die für ihre Anwendung zuständige Ver­
waltungsbehörde auch nur ansatzweise davon 
gesprochen werden, dass die Republik Österreich 
die durch Artikel 4c Faro-Konvention verankerte 
Schranke berücksichtigt, dass „die Ausübung des 
Rechtes auf Kulturerbe nur jenen Beschränkungen un-
terworfen werden kann, welche in einer demokratischen 
Gesellschaft zum Schutz des öffentlichen Interesses so-
wie der Rechte und Freiheiten Dritter notwendig sind“ 
(Parlament, 2015, 3). Denn der österreichische 
Denkmalschutz baut gemäß § 1 Abs. 1, 2, 4 und 
5 DMSG grundsätzlich auf dem konstitutiven 
Prinzip auf. Einen auf dem deklaratorischen Prin­
zip (DGUF, 2015, 1-2) beruhenden Schutz kennt 
er gemäß §§ 8 und 9 DMSG nur für Zufallsfunde 
von unter der Erd- bzw. Wasseroberfläche aufge­
fundenen Gegenständen, die „infolge ihrer Lage, 
Form oder Beschaffenheit den Bestimmungen dieses 
Bundesgesetzes unterliegen könnten (Bodendenkma-
le)“ (§ 8 Abs. 1 DMSG). Dieser Schutz beginnt aber 
gem. § 9 Abs. 3 DMSG erst mit dem Zeitpunkt der 
Entdeckung des Bodendenkmals und ist zeitlich 
eng auf höchstens sechs Wochen ab Abgabe der 
gesetzlich verpflichtend spätestens am folgenden 
Werktag abzugebenden Fundmeldung befristet. 
Daher besteht an der Erhaltung der überwiegen­
den Mehrheit des archäologischen Kulturerbes 
in Österreich1 überhaupt kein rechtswirksames 
und damit irgendwelche Einschränkungen von 
Bürgerrechten rechtfertigendes öffentliches In­
teresse (siehe dazu schon Karl, 2016a; 2016b). 
Es ist daher das aus Artikel 5 Staatsgrundgesetz 
1867 (Eigentumsgarantie; Berka, 1999, 399-416) 
erwachsende Recht des Eigentümers, auf seinem 
Grund und Boden befindliche, nicht konstitutiv 
geschützte archäologische Denkmale, die ent­
weder noch gänzlich unbekannt oder aber seit 
mehr als sechs Wochen bekannt sind, willkür­
lich – also auch wissentlich und vorsätzlich – zer­

stören zu dürfen, auch laut offizieller, amtlicher 
Rechtsauskunft des BDA (15.2.2016, BDA-00841.
sb/0016-RECHT/2016) nicht beschränkt: Es be­
steht kein öffentliches Interesse an der Erhaltung 
nicht konstitutiv unter Denkmalschutz gestellter 
archäologischer Denkmale, und daher fehlt dem 
Staat die verfassungsrechtliche Rechtfertigung, 
dieses Recht zu beschränken. Das aus Artikeln 
1a, 4a und 12a der Faro-Konvention und Artikel 
17 Staatsgrundgesetz 1867 (Wissenschaftsfrei­
heit; Berka, 1999, 342-349) erwachsende Recht 
aller StaatsbürgerInnen, sich selbstbestimmt an 
der Entdeckung und Erforschung des archäolo­
gischen Erbes zu beteiligen und damit zu seiner 
Bereicherung beizutragen, wird hingegen – ganz 
ohne dass es dafür ein rechtfertigendes öffent­
liches Interesse oder berechtigte Interessen Drit­
ter gäbe – unter den exakt gleichen Umständen, 
unter denen die willkürliche Zerstörung dieser 
Denkmale durch deren Eigentümer unbeschränkt 
erlaubt ist, durch die Bestimmungen des § 11 
Abs. 1 DMSG bzw. dessen Auslegung durch das 
BDA (2016) massiven gesetzlichen Beschränkun­
gen unterworfen. Damit wird Artikel 4c der Fa­
ro-Konvention gravierend verletzt.

Das österreichische DMSG ist demnach mit den 
Bestimmungen der Faro-Konvention vollständig 
unvereinbar. Dennoch hat die Republik Österreich 
dieses internationale Übereinkommen unterzeich­
net und ratifiziert, sodass es mit 1.5.2015 in Kraft 
getreten ist. Daher ist die Faro-Konvention derzeit, 
wie auch der zuständige Bundesminister in seiner 
Beantwortung einer einschlägigen parlamentari­
schen Anfrage bestätigt hat, aufgrund der geset­
zesändernden bzw. ergänzenden Wirkung von 
Staatsverträgen (BM Ostermayer 3.4.2015, 2838/
AB-BR/2015) unmittelbar anwendbares öster­
reichisches Recht.

Wie es dazu gekommen ist, kann man inzwi­
schen genauer nachlesen (Hebert & Hofer, 2016); 
hier ist hauptsächlich von Bedeutung, dass dies 
keineswegs auf Betreiben oder Wunsch der ar­
chäologischen oder auch nur allgemeiner der mit 
der Denkmalpflege befassten Fachwelt geschehen 
ist. Ganz im Gegenteil kann man feststellen, dass 
wohl der überwiegenden Mehrheit der österrei­
chischen Fachwelt die Faro-Konvention vor (und 
zu guten Teilen auch noch nach) deren Ratifizie­
rung durch die Republik Österreich bestenfalls 
namentlich, aber praktisch überhaupt nicht in­
haltlich bekannt gewesen ist.

Vielmehr ist die Ratifizierung dieser und auch 
der damit mehr oder minder gleichzeitig ratifizier­
ten Konvention von Valletta (siehe dazu Council 
of Europe, 1992) vom österreichischen Außenmi­
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nisterium vorgeschlagen, vorbereitet und voran­
getrieben worden, ohne dass die archäologische 
oder denkmalpflegerische Fachwelt davon viel be­
merkt hat. Österreich hatte nämlich turnusgemäß 
das halbe Jahr bis Mitte Mai 2014 den Vorsitz im 
Europarat geführt; und es ist diplomatische Tra­
dition, dass scheidende Vorsitzende des Europa­
rates anlässlich der Zurücklegung des Vorsitzes 
alle Konventionen des Europarates unterzeichnen 
und ratifizieren, gegen deren Inhalte sie keine 
besonderen Einwände haben. Valletta und Faro 
waren zwei solche Konventionen, gegen die die 
Republik Österreich (wohl nicht zuletzt, weil sie, 
wie die meisten internationalen Übereinkommen, 
ziemlich unspezifisch sind oder zu sein scheinen) 
und insbesondere die Bundesregierung keine be­
sonderen Einwände hatten. Beide Konventionen 
sind politisch und wahltaktisch unbedeutend und 
bieten sich daher für solche diplomatischen Ges­
ten hervorragend an.

Der österreichischen archäologischen und 
denkmalpflegerischen Fachwelt ist ihre Ratifizie­
rung durch die Republik daher mehr oder minder 
passiert, ohne dass sie auch nur großartig von ir­
gendjemandem dazu gefragt wurde, was sie dazu 
denkt. Nachdem bei der Ratifizierung bereits in 
Kraft getretener internationaler Übereinkommen 
für den Gesetzgeber auch kaum rechtspolitischer 
Gestaltungsraum besteht, sondern er eine solche 
Konvention nur entweder (wenn auch nötigen­
falls mit Vorbehalten) ratifizieren oder nicht ra­
tifizieren kann, ist eine breite Konsultation auch 
nicht notwendig. Selbstverständlich wurde das 
BDA als zuständige Bundesbehörde vom damit 
befassten parlamentarischen Ausschuss zu den 
Implikationen der erwogenen Ratifizierung dieser 
Konventionen befragt – nicht zuletzt, um zu ver­
hindern, dass sich die Republik damit auf etwas 
einlässt, was ihr Schwierigkeiten und vor allem 
Kosten verursachen kann. Dafür wurde jedoch 
nur etwa eine Stunde eingeräumt, von der die 
Besprechung der für die archäologische Denkmal­
pflege weit wichtigeren, weil seit Jahrzehnten von 
der Fachwelt geforderten, Ratifizierung der Kon­
vention von La Valletta die überwiegende Zeit in 
Anspruch genommen haben dürfte – schließlich 
ging es dort aufgrund des angedeuteten Verursa­
cherprinzips ganz konkret um Kosten, die auf die 
Baubranche zuzukommen drohen. 

Über die Faro-Konvention und insbesondere 
deren Implementierung hat man sich hingegen – 
und zwar sowohl von Seiten der Politik als auch 
des BDA – scheinbar kaum Gedanken gemacht. 
Das zeigt sich nicht zuletzt an der oben geschil­
derten Inkompatibilität zwischen den aus der 

Faro-Konvention erwachsenden Verpflichtungen 
und dem österreichischen DMSG, sondern auch 
daran, dass es in Österreich bislang praktisch 
keine konkreten Schritte zur Implementierung 
von Faro gibt. Auch das zeigt sich an der schon 
genannten parlamentarischen Anfragebeantwor­
tung, in der es abgesehen von einem kursorischen 
Verweis auf den ohnehin schon seit langem all­
jährlich durchgeführten Tag des Denkmals – der 
als Werbe- und Informationsveranstaltung zu 
betrachten ist – keinerlei Hinweise darauf gibt, 
dass die österreichische Bundesregierung oder 
das BDA irgendwelche auch nur die unterste 
Stufe der Alibihandlungen auf Arnsteins (1969, 
217; Abb. 1) Leiter der Bürgerbeteiligung hinaus­
gehende Implementierungsmaßnahmen planen. 
Vielmehr erlaubte sich der zuständige Bundes­
minister einzugestehen, dass die Umsetzung der 
aus der Faro-Konvention der Republik Österreich 
entstehenden Verpflichtungen, die Bürgerbeteili­
gung am kulturellen Erbe zu stärken, eine „He-
rausforderung“ darstelle und dass das BDA zur 
„besseren Vernetzung der Interessierten“ schon am 
1.9.2014 ein Pressegespräch zur Vorstellung der 
Studie „Österreicher wollen Mitmach-Archäologie“ 
(Karl et al., 2014) veranstaltet habe (BM Oster-
mayer 3.4.2015, 2838/AB-BR/2015, 8-9).2

Das Beispiel Österreichs zeigt also nicht nur, 
dass internationale Übereinkommen zum Kultur­
erbe wie die Faro-Konvention rascher und uner­
warteter unterzeichnet werden können, als das 
von der mit dem Kulturerbe befassten Fachwelt 
erwartet wird; sondern vor allem auch, dass Re­
gierungen und Parlamente solche Übereinkom­
men auch gerne einmal als diplomatische Geste 
unterzeichnen und ratifizieren, ohne dass auch 
nur ein ernstzunehmender Blick darauf geworfen 
wurde, ob die aus der Ratifizierung erwachsen­
den Verpflichtungen mit der geltenden Gesetzes­
lage im betreffenden Land, oder wenigstens de­
ren Auslegung durch die zuständigen Behörden, 
auch nur im Entferntesten vereinbar sind.

Die deutschen Denkmalschutzgesetze im 
Hinblick auf die Faro-Konvention

Auch wenn Deutschland die Konvention von 
Faro noch nicht ratifiziert hat, scheint es aufgrund 
des österreichischen Beispiels angebracht, die 
deutschen Denkmalschutzgesetze auf ihre Kom­
patibilität mit der Konvention von Faro zu über­
prüfen. Im Folgenden sollen daher zwei der 16 
deutschen Denkmalschutzgesetze exemplarisch 
herausgegriffen werden.

Fokus: Archäologie & Macht
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DSchG Hamburg
Die Freie und Hansestadt Hamburg änderte ihr 
Denkmalschutzgesetz zuletzt im Jahr 2013. § 1 
Abs. 2 der aktuellen Fassung vom 5. April 2013 
(DSchG Hamburg, 2013) hält dabei als eine der ge­
setzlichen Zielbestimmungen fest, dass Privatini­
tiative angeregt und das Wissen über Denkmäler 
in der Öffentlichkeit verbreitet werden soll und 
entspricht somit grundsätzlich dem Gedanken 
der Faro Konvention (vgl. Faro Artikel 12a).
Archäologische Fundstellen und Funde werden 
laut dem Hamburger Gesetz als Bodendenkmäler 
definiert (§ 4 Abs. 5). Sie werden in eine Denk­
malliste eingetragen, die – sofern es um Boden­
denkmäler geht – aber nur eingesehen werden 
darf, wenn ein „berechtigtes Interesse“ (§ 6 Abs. 
1) besteht. Zum Ausgraben und Bergen von Bo­
dendenkmälern sowie zum Suchen der selbigen 
unter Einsatz von technischen Suchgeräten ist 
eine Genehmigung erforderlich (§ 14 Abs. 1). Des 
Weiteren braucht man auch dann eine Genehmi­
gung, wenn „das Auffinden von Bodendenkmälern 
zwar nicht bezweckt wird, (…) aber bekannt ist oder 
bekannt sein müsste, dass solche bei Erdarbeiten vo-
raussichtlich entdeckt werden könnten“ (§ 14 Abs. 
3). Die Erteilung einer solchen Genehmigung 
kann an bestimmte Bedingungen geknüpft sein, 
wie beispielsweise die Art der Ausführung der 
Ausgrabung oder ihrer Dokumentation. Aus der 
Begründung des Gesetzes wird deutlich, dass all 
diese Einschränkungen dem Schutz der Archäo­
logie dienen sollen (Begr. Ham. DSchG, 2013).

Durch diese Bestimmungen schränkt jedoch 
das Gesetz den Rahmen der möglichen Beteili­
gung an der Erforschung des Kulturerbes stark 
ein. Dies gilt nicht nur für Tätigkeiten, die Ar­
chäologie tatsächlich gefährden könnten, wie 
beispielsweise Ausgrabungen, sondern auch für 
andere, zerstörungsfreie Forschungen. So ist es 
beispielsweise ohne Einsicht in die Liste der Bo­
dendenkmäler nicht bzw. nur erschwert möglich, 
auf Primärquellen basierende Forschungen (z.B. 
mittels GIS-Analyse) im Bereich der Siedlungs- 
und Landschaftsarchäologie durchzuführen. 
Auch die Möglichkeiten zur Suche nach Boden­
denkmälern sind eingeschränkt, da die Suche mit 
technischen Suchgeräten, zu denen auch Geomag­
netik- und Bodenradar-Untersuchungen gehören, 
einer Genehmigung bedarf. Diese Einschränkun­
gen lassen weder auf ein Recht zur selbstbe­
stimmten Beteiligung an der Erforschung des 
kulturellen Erbes (vgl. Faro Artikel 4a) schließen, 
noch stellen sie eine Ermutigung dazu dar (vgl. 
Faro Artikel 12a). Sie schränken im Gegenteil die 
Möglichkeiten Einzelner stark ein und gehen, da 

sie auch zerstörungsfreie Forschungsmethoden 
betreffen, über die in Artikel 4c der Faro-Konven­
tion erwähnten, zum Schutz öffentlicher Inter­
essen und der Rechte Dritter notwendigen Ein­
schränkungen jedenfalls weit hinaus.

Der Grad der Einschränkung der durch die Fa­
ro-Konvention, aber auch durch bereits in Deutsch­
land geltende Verfassungsgesetze wie Artikel 5 
Abs. 3 GG, gewährleisteten Bürgerrechte, der aus 
diesen Bestimmungen entsteht, wird noch dadurch 
vergrößert, dass laut Auskunft der am Archäo­
logischen Museum Hamburg dafür zuständigen 
Person (Email vom 17.8.2016) solche Genehmigun­
gen derzeit an Privatpersonen ohne einschlägigen 
archäologischen Studienabschluss überhaupt nicht 
erteilt werden. Die Ursache dafür ist die, dass als 
Voraussetzung für die Erteilung einer solchen 
Genehmigung vom dazu zuständigen Archäo­
logischen Museum Hamburg von Antragsteller­
Innen die Absolvierung eines dazu vorgesehenen 
Kurses verlangt wird; der aber derzeit „aus perso-
nellen Gründen“ vom Archäologischen Museum 
Hamburg nicht angeboten wird. Damit wird das 
auch allen Privatpersonen zustehende Recht, ar­
chäologische Feldforschungen mit der gem. § 14 
Abs. 1 DSchG Hamburg vorgesehen Genehmigung 
durchzuführen, in ein reines Nudum Ius verwan­
delt; also in ein Recht, das zwar am Papier besteht, 
in der Praxis aber nicht ausgeübt werden kann.

Das DSchG Hamburg ist also schon für sich 
betrachtet nur teilweise mit den Verpflichtun­
gen, die sich aus der Faro-Konvention ergeben, 
kompatibel. In der derzeitigen Anwendungs­
praxis erweist es sich sogar als nahezu gänzlich 
inkompatibel. Wenigstens darf man in Hamburg 
als BürgerIn ohne Genehmigung mit dem freien 
Auge mit archäologischer Entdeckungsabsicht 
die Hamburger Landschaft betrachten, die Situa­
tion ist also etwas besser als die in Österreich; 
aber viel besser ist sie nicht. Es bestünde also hier 
im Fall, dass auch die Bundesrepublik Deutsch­
land die Faro-Konvention ratifiziert, einiges an 
Änderungsbedarf.

DSchG Bayern
Als zweites Beispiel soll das bayerische Denk­
malschutzgesetz (DSchG Bayern) in der aktu­
ellen Fassung vom 12. Mai 2015 herangezogen 
werden, das – wie die meisten deutschen Denk­
malschutzgesetze – archäologische Funde und 
Befunde ebenfalls als Bodendenkmäler definiert. 
Im Unterschied zu Hamburg werden in Bayern 
jedoch sowohl Bau- als auch Bodendenkmäler in 
eine öffentlich einsehbare Denkmalliste eingetra­
gen (Artikel 2 Abs. 1). Diese Liste ist in Form des 
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Bayerischen Denkmal-Atlas über das Internet ab­
rufbar (Website Bayerischer Denkmal-Atlas) und 
enthält auf ihrer Startseite Verweise zum Denk­
malschutzgesetz, um die Nutzer über ihre Pflich­
ten im Rahmen des Gesetzes aufzuklären. 

Das Gesetz selbst regelt, welche Maßnahmen 
an bzw. in der Nähe von Denkmälern im Rah­
men des Denkmalschutzes durchgeführt werden 
dürfen. Artikel 7 beispielsweise befasst sich mit 
dem „Ausgraben von Bodendenkmälern“, also von 
„bewegliche(n) und unbewegliche(n) Denkmäler(n), 
die sich im Boden befinden oder befanden und in der 
Regel aus vor- und frühgeschichtlicher Zeit stammen“ 
(Artikel 1 Abs. 4). Laut Artikel 7 Abs. 1 ist eine 
Erlaubnis notwendig, wenn gezielt nach Boden­
denkmälern gegraben oder auf einem Grund­
stück, auf dem Bodendenkmäler bekannt sind, 
vermutet werden oder ihre Existenz auf Grund 
der Umstände anzunehmen ist, Erdarbeiten 
durchgeführt werden sollen. Weitere Informa­
tionen zum Erlaubnisverfahren sind Artikel 15 
DSchG Bayern zu entnehmen. Inwieweit die Er­
teilung einer solchen Erlaubnis an bestimmte Be­
dingungen geknüpft ist, lässt sich aus dem Geset­
zestext nicht erkennen.

Das Suchen nach Bodendenkmälern mit tech­
nischen Hilfsmitteln wird im bayerischen Gesetz 
nicht explizit verboten, ist also erlaubt, sofern zu 
diesem Zweck keine Grabungen vorgenommen 
werden. Hier greifen bei der Auffindung von Bo­
dendenkmälern lediglich die Meldepflicht (Artikel 
8) und die befristete Überlassung von Funden zur 
wissenschaftlichen Auswertung und Dokumenta­
tion (Artikel 9), die wie in Hamburg auch (DSchG 
Hamburg, §§ 17-18) gesetzlich geregelt sind.

Im Hinblick auf die Faro-Konvention ist im 
Rahmen des bayerischen Gesetzes vor allem Arti­
kel 13 DSchG interessant, der sich mit dem Thema 
„Heimatpfleger“ befasst. Dieser sieht unter ande­
rem vor, dass sich die Denkmalschutzbehörden 
„in geeigneten Fällen der Unterstützung kommunaler 
Stellen sowie privater Initiativen bedienen“ (Artikel 
13 Abs. 2). 

Anders als das Hamburger Gesetz schränkt 
das bayerische Gesetz die Möglichkeiten zur Er­
forschung des Kulturerbes nicht übermäßig stark 
ein. Ausgrabungen bzw. Erdarbeiten, die Boden­
funde gefährden könnten, unterliegen zwar auch 
in Bayern einer Genehmigungspflicht, doch dies 
ist, soweit dies im öffentlichen Interesse gelegen 
ist, auch im Rahmen der Faro-Konvention möglich 
(vgl. Faro Artikel 4c). Zerstörungsfreie Forschun­
gen und die reine Suche nach Bodendenkmälern 
bedürfen in Bayern hingegen keiner Genehmigung 
und sind somit für jedermann problemlos möglich.

Ähnlich wie in Hamburg ist auch in Bayern 
nicht nur der reine Gesetzestext, sondern auch 
die Auslegung des Denkmalschutzgesetzes wich­
tig, wenn man die Kompatibilität mit der Kon­
vention von Faro überprüfen will. Dies zeigt sich 
zum Beispiel dadurch, dass – obwohl das Gesetz 
vorgibt, dass es keine Auflagen für Grabungen 
gibt oder geben kann – das Bayerische Landesamt 
für Denkmalpflege (BLfD) es als seine Pflicht im 
Rahmen von Artikel 12 Abs. 2 Nr. 6 sieht, Vorga­
ben z.  B. zur Dokumentation (siehe BLfD, 2016) 
zu machen, um seiner Aufgabe der „Überwachung 
von Ausgrabungen“ nachzukommen (BLfD, o. J.).

Zwischenbilanz DSchG weitere Bundesländer
Wie diese beiden Beispiele zeigen, muss bei den 
deutschen Denkmalschutzgesetzen von Fall zu 
Fall untersucht werden, in wieweit sie mit der Fa­
ro-Konvention vereinbar sind. Für dem Fall, dass 
die Bundesrepublik Deutschland die Faro-Kon­
vention ratifiziert, ist jedoch auch zu bedenken, 
dass nicht ausschließlich oder auch nur haupt­
sächlich die Gesetzestexte der deutschen Denk­
malschutzgesetze ausschlaggebend sind, sondern 
auch deren Auslegung und Anwendung durch 
die für den archäologischen Denkmalschutz zu­
ständigen staatlichen Stellen eine sehr bedeu­
tende, wenn nicht sogar die bedeutendere Rolle 
dabei spielen kann, ob die Verpflichtungen, die 
sich aus dieser Konvention ergeben, erfüllt wer­
den. Eine systematische Untersuchung der Kom­
patibilität der deutschen Denkmalschutzgesetze 
und ihrer Anwendungspraxis mit den sich aus 
der Faro-Konvention ergebenden Verpflichtun­
gen erscheint daher angebracht und ist auch eine 
der Aufgaben in der derzeit in Arbeit befindlichen 
Doktorarbeit der deutschen Co-Autorin dieses 
Beitrags.

Schlussfolgerungen

Die hier vorgestellten Beispiele zeigen, dass das 
österreichische und die deutschen Denkmal­
schutzgesetze nicht alle gleichermaßen kompati­
bel mit den Verpflichtungen sind, die sich aus der 
Faro-Konvention ergeben. Gerade das österreichi­
sche Beispiel zeigt besonders deutlich auf, dass in­
ternationale Konventionen wie jene von Faro über­
raschend rasch und unvorbereitet durch die Politik 
ratifiziert werden können, ohne dass die archäolo­
gische Fachwelt auch nur annähernd ausreichend 
konsultiert wird. Dies kann dann dazu führen, 
dass die archäologische Denkmalpflege sehr plötz­
lich vor einer maßgeblich veränderten Situation 
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steht, auf die sie in einigermaßen sinnvoller Weise 
reagieren muss oder wenigstens sollte. 

Schon die hier vorgenommene, nur sehr kur­
sorische Durchsicht zweier deutscher Denkmal­
schutzgesetze und der damit verbundenen An­
wendungspraxis zeigt, dass, falls Deutschland 
jemals die Faro-Konvention ratifizieren sollte, 
durchaus mit einem gewissen Änderungsbedarf 
auch in Deutschland zu rechnen ist. Dieser Ände­
rungsbedarf betrifft teilweise die Gesetze selbst, 
teilweise deren Anwendungspraxis durch die zu­
ständigen landesspezifischen Stellen, und kann – 
je nachdem, welches Bundesland man betrachtet 
– durchaus beträchtlich sein. 

Da Deutschland den Vorsitz des Europarates 
turnusgemäß von Mai bis November 2020 über­
nehmen sollte und in diesem Zusammenhang 
wahrscheinlich auch Europaratskonventionen 
ratifizieren wird, sollte man sich daher frühzeitig 
mit der Faro-Konvention auseinandersetzen und 
sich überlegen, wie man nötigenfalls fachlich am 
Besten auf ihre Ratifikation durch die Bundesre­
publik Deutschland reagieren kann, falls es dazu 
kommen sollte.

A n m e r k u n g e n

1	  Diese überwiegende Mehrheit aller archäologischen 
Kulturdenkmale in Österreich setzt sich zusammen aus der 
Summe aller bereits seit über 6 Wochen bekannten, aber 
(noch) nicht konstitutiv unter Denkmalschutz gestellten 
Denkmale unter der Erd- bzw. Wasseroberfläche, d.h. etwa 
29.000 der ca. 30.000 dem BDA in Österreich bekannten 
archäologischen Fundstellen, und aller noch völlig 
unbekannten und daher weder nach dem konstitutiven 
noch nach dem deklaratorischen Prinzip geschützten 
Denkmalen unter der Erd- bzw. Wasseroberfläche.

2	  Zum besseren Verständnis des Lesers sei an dieser Stelle 
bemerkt, dass die genannte Studie vom österreichischen 
Co-Autor dieses Artikels gemeinsam mit Studierenden 
der Universität Wien im Rahmen einer dort abgehaltenen 
Lehrveranstaltung durchgeführt wurde, für deren 
Vorstellung das BDA auf Anfrage dankenswerterweise 
seine Räumlichkeiten und die Unterstützung durch seine 
Presseabteilung zur Verfügung gestellt hat, die es aber 
weder angeregt noch in Auftrag gegeben hatte.
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